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Kleine Anfrage 

des Abgeordneten Stratmann und der Fraktion DIE GRÜNEN 


Verdrängung heimischer Steinkohle durch die Atomenergie und Verhinderung einer 
rationellen und umweltentlastenden Energieversorgung in Hannover 


Die Wirtschaftsministerin des Landes Niedersachsen, Frau Breuel, 
hat den Stadtwerken Hannover den beantragten Bau des Heiz- 
kraftwerks Ost (Höver) unter Berufung auf das Energiewirt- 
schaftsgesetz untersagt. 

Das sonst eher kernenergiefreundliche Energiewirtschaftliche 
Institut der Universität Köln hat in einem Gutachten im Auftrag 
der Stadtwerke Hannover ermittelt, daß der geplante Bau des 
Heizkraftwerks Ost selbst bei für das Kohleheizkraftwerk unrea- 
listisch ungünstigen Annahmen (z.B. 7,5 v.H. jährliche Kohle- 
preissteigerung) eine für die Stadt Hannover billigere Stromver- 
sorgung ermöglicht als der Strombezug aus dem in Bau befindli- 
chen Atomkraftwerk Grohnde der Preußenelektra. Zu einem glei- 
chen Ergebnis kommt ein Gutachten des Battelle-Instituts. 

Die Untersagung des Heizkraftwerks führt nach einer Unter- 
suchung, die im Auftrag der Stadtwerke Hannover durchgeführt 
wurde, dazu, daß die Stadtwerke Hannover ihrer Steinkohle- 
abnahmeverpflichtung im Rahmen des „Jahrhundertvertrags" 
nicht nachkommen kann und jährlich mindestens 240 000 t heimi- 
scher Steinkohle aufgehaldet oder verkauft werden müssen. 

Die Entscheidung der niedersächsischen Wirtschaftsministerin 
behindert die rationelle Energieverwendung sowie die Verdrän- 
gung von importierten Kohlewasserstoffen, insbesondere von öl, 
dadurch, daß die Versorgung des Fernwärmenetzes mit Abwärme 
aus der Wärmekraft-Kopplung und der Ausbau der Fernwärme 
längerfristig nicht mehr gesichert ist. Die mit der Fernwärmever- 
sorgung aus dem Heizkraftwerk Ost verbundene Primärener- 
gieeinsparung hätte insgesamt mindestens etwa 70 000 t Stein- 
kohleeinheiten pro Jahr betragen. 

Die Untersagungsentscheidung verhindert die Schadstoffent- 
lastung der Luft, da sowohl der Ersatz der bestehenden Heizkraft- 
werke durch das geplante, mit einer Rauchgasentschwefelungs- 
anlage ausgerüstete Heizkraftwerk entfällt, als auch die Verdrän- 
gung von Einzelfeuerungen durch den geplanten Ausbau der 
Fernwärme behindert wird. Darüber hinaus wird durch die Ent- 
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Scheidung die Schaffung von Arbeitsplätzen beim Bau des Kraft- 
werks verhindert und der weitere Abbau von Arbeitsplätzen im 
Bereich des heimischen Steinkohlebergbaus verursacht. 

Die Entscheidung der niedersächsischen Wirtschaftsministerin 
stützt sich auf ein Angebot der Preußenelektra (PREAG), Strom 
aus dem in Bau befindlichen Atomkraftwerk Grohnde zu einem 
Preis zu liefern, der in den nächsten 30 Jahren mindestens 5 v. H. 
unter den Stromgestehungskosten des Heizkraftwerks Ost liegen 
soll. Da dieses Angebot unter den von allen Instituten ermittelten 
Stromgestehungskosten des Atomkraftwerks (AKW) Grohnde 
liegt, ist davon auszugehen, daß es sich hier um ein marktverzer- 
rendes Dumpingangebot handelt, das durch überhöhte Preise bei 
anderen Stromkunden der PREAG ausgeglichen werden muß. 

Darüber hinaus ist die Methode der Ermittlung der Kostensteige- 
rungsrate für den Strom aus dem Heizkraftwerk (Hx<W) in dem 
Angebot der PREAG völlig unseriös, da nicht die zu erwartenden 
Kostensteigerungen des HKW selbst, sondern die fiktive 
Kostenentwicklung des Brennstoffkreislaufs des AKW Grohnde 
zugrundegelegt wird. So werden spezifische Risiken und Unwäg- 
barkeiten bei der Atomkraftwerkstechnologie auf das Kohlekraft- 
werk übertragen. Dieser Sachverhalt verletzt den Geist und Inhalt 
des geltenden Kartellrechts. 

Obwohl die Planungen der Stadtwerke Hannover nicht in allen 
Punkten den Vorstellungen der GRÜNEN von einer optimalen, 
umweit- und ressourcenschonenden Energieversorgungsplanung 
entsprechen, ist die Entscheidung der niedersächsischen Wirt- 
schaftsministerin nach Auffassung der Fraktion der GRÜNEN als 
ein Versuch zu werten, den lebensfeindlichen, teuren und über- 
flüssigen Ausbau der Atomenergie - auch unter Verletzung gel- 
tenden Rechts - auf Kosten der Umwelt und von Arbeitsplätzen 
durchzusetzen. 


Vor diesem Hintergrund fragen wir die Bundesregierung: 

1. a) Stimmt die Bundesregierung mit der Auffassung der 

GRÜNEN überein, daß das Stromlieferungsangebot der 
PREAG ein marktverzerrendes Dumpingangebot darstellt, 
und wenn nein, wie begründet sie dieses angesichts der 
vorliegenden Gutachten des Energiewirtschaftlichen Insti- 
tuts Köln und des Battelle-Instituts? 

b) Gedenkt die Bundesregierung, kartellrechtliche Schritte 
gegen die Entscheidung der niedersächsischen Wirtschafts- 
ministerin zu unternehmen? 

2. Nach Auffassung der Fraktion der GRÜNEN beschneidet die 
Entscheidung der niedersächsischen Wirtschaftsministerin die 
gemeindliche Selbstverwaltungsgarantie nach Artikel 28 
Abs. 2 des Grundgesetzes. Was gedenkt die Bundesregierung 
angesichts dieser Tatsache zu tun, um die gemeindliche Selbst- 
verwaltungshoheit im Bereich der Energieversorgung zu 
sichern und zu verbessern? 
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3 Die Tatsache, daß die Untersagungsentscheidung mit dem 
Erfordernis der „billigen" Energieversorgung (Präambel des 
Energiewirtschaftsgesetzes vom 13. Dezember 1935) begrün- 
det wurde, zeigt nach Auffassung der GRÜNEN, daß das 
Gesetz zur Durchsetzung der Ziele einer rationellen, umwelt- 
schonenden, sicheren und preisgünstigen Energieversorgung 
nicht ausreicht. Stimmt die Bundesregierung der Auffassung 
der Fraktion der GRÜNEN zu, daß das Gesetz zumindest dahin 
gehend geändert werden sollte, daß 

a) der Begriff der „billigen" Energieversorgung genauer defi- 
niert werden sollte, um für die Zukunft auszuschließen, daß 
nicht-kostengerechte Dumpingangebote von Unternehmen 
mit marktbeherrschender Stellung zur Grundlage für 
Genehmigungsentscheidungen erhoben werden können, 

b) die Maximen der Umwelt- und Ressourcenschonung im 
Gesetz explizit verankert werden, 

und wenn nein, wie begründet sie dieses? 

Bonn, den 16. August 1984 

Stratmann 

Schoppe, Dr. Vollmer und Fraktion 
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